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98. Bekanntmachung 

1. Änderungssatzung vom 18.12.2015 zur Satzung über die  
Abfallbeseitigung in der Kreisstadt Unna vom 19.09.2012 

 
Aufgrund der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. 
NRW. S. 666 / SGV. NRW. 2023), zuletzt geändert durch Artikel 2 des  
Gesetzes zur Beschleunigung der Aufstellung kommunaler Gesamt-
abschlüsse und zur Änderung kommunalrechtlicher Vorschriften vom 
25. Juni 2015 (GV. NRW. S. 496), des Artikels 1 des Gesetzes  zur  
Neuordnung des Kreislaufwirtschafts- und Abfallrechts vom 24.02.2012 
(BGBl. I 2012, S. 212), das durch Artikel 4 des Gesetzes zur Neuordnung 
des Rechts über das Inverkehrbringen, die Rücknahme und die umwelt-
verträgliche Entsorgung von Elektro- und Elektronikgeräten vom  
20. Oktober 2015 (BGBl. I S.1739) geändert worden ist, des § 7 der  
Verordnung über die Entsorgung von gewerblichen Siedlungsabfällen und 
von bestimmten Bau- und Abbruchabfällen vom 19.06.2002 (BGBl. I 2002, 
S. 1938), zuletzt geändert durch Artikel 5 Abs. 23 des Gesetzes zur  
Neuordnung des Kreislaufwirtschafts- und Abfallrechts vom 24.02.2012 
(BGBl. I 2012,  S. 212) und des § 5 des Abfallgesetzes für das Land  
Nordrhein-Westfalen (LAbfG NRW) vom 21. Juni 1988 (GV. NRW. S. 250 / 
SGV. NRW. 2061), zuletzt geändert durch Artikel 11 des Gesetzes zur  
Änderung des Altlastensanierungs- und Altlastenaufbereitungsverbands-
gesetzes – AAVG und zur Änderung wasserverbandlicher Vorschriften vom 
21. März 2013 (GV. NRW. S. 148) sowie des § 17 des Gesetzes über  
Ordnungswidrigkeiten in der Fassung der Bekanntmachung vom  
19. Februar 1987 (BGBl. I 1987, S. 602), zuletzt geändert durch Artikel 4 
des Gesetzes zur Steigerung der Attraktivität des Dienstes in der  
Bundeswehr vom 13.05.2015 (BGBl. I  S. 706) hat der Rat der Kreisstadt 
Unna in seiner Sitzung am 17.12.2015 folgende 1. Änderungssatzung zur 
Satzung über die Abfallbeseitigung in der Kreisstadt Unna vom 19.09.2012 
beschlossen: 
 
 

§ 1 
 

 
Der § 15, Absatz 1, Nummer 1 der Satzung über die Abfallbeseitigung wird 
wie folgt neu gefasst: 
 

§ 15 
Häufigkeit und Zeit der Leerung 

 
(1) Die auf dem Grundstück des Abfallbesitzers vorhandenen Abfall-

behälter werden werktags wie folgt entleert: 
 
 
 

1. Der Abfallbehälter für Restabfall wird im 2-Wochen-Rhythmus oder im  
4-Wochen-Rhythmus, je nach Antrag, entleert. Der 1100-Liter Rest-
abfallbehälter wird auf Antrag auch häufiger entleert. 

https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=14875&vd_back=N208&sg=0&menu=1
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§ 2 
 

Inkrafttreten 
 
Die 1. Änderungssatzung der Satzung über die Abfallbeseitigung in der 
Kreisstadt Unna tritt zum  01. Januar 2016 in Kraft. 

 

 

 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die 1. Änderungssatzung zur Satzung über die Abfallbeseitigung in der 
Kreisstadt Unna wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Es wird darauf hingewiesen, dass gem. § 7 Abs. 6 GO NRW eine Verlet-
zung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen dieser    
Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr   
geltend gemacht werden kann, es sei denn, 

 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes An-
zeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
 

b) diese Satzung wurde nicht ordnungsgemäß bekannt gemacht, 
 

c) der Bürgermeister hat den Beschluss vorher beanstandet oder 
 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Kreisstadt vorher 
gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache be-
zeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
 

Unna, 18.12.2015 

 

gez. Werner Kolter 
Bürgermeister 
 

 

Abl.KrStUN 27 – 98 / 28. Dezember 2015 
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99. Bekanntmachung 

 

6. Änderungssatzung vom 18.12.2015 der Gebührensatzung über die 
Erhebung von Friedhofsgebühren in der Kreisstadt Unna vom 27. Mai 

2010, zuletzt geändert durch die 5. Änderungssatzung vom  
22. Dezember 2014 

 

Der Rat der Kreisstadt Unna hat aufgrund des § 4 des Gesetzes über das 
Friedhofs- und Bestattungswesen des Landes Nordrhein-Westfalen  
(Bestattungsgesetz NRW) vom 17. Juni 2003 (GV. NRW. S. 313) zuletzt 
geändert durch das Gesetz zur Änderung des Bestattungsgesetzes vom 
09. Juli 2014 (GV. NRW. S. 405) sowie der §§ 2, 4, 5 und 6 Kommunal-
abgabengesetz des Landes Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21.10.1969 
(GV. NRW. S. 712 / SGV. NRW. 610), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
zweiten Gesetzes zur Änderung des Meldegesetzes vom 8. September 
2015 (GV. NRW. S. 666), in Verbindung mit §§ 7 und 41 der Gemeinde-
ordnung für das Land Nordrhein- Westfalen (GO NRW) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert 
durch Artikel 2 des Gesetzes zur Beschleunigung der Aufstellung  
kommunaler Gesamtabschlüsse und zu Änderung kommunalrechtlicher 
Vorschriften vom 25. Juni 2015 (GV. NRW. S. 496)  in Verbindung mit § 28 
der Satzung für die Friedhöfe der Kreisstadt Unna vom 27. Mai 2010 in  
seiner Sitzung am 17. Dezember 2015 folgende 6. Änderungssatzung der 
Gebührensatzung über die Erhebung von Friedhofsgebühren vom 27. Mai 
2010 beschlossen: 

 
§ 1 

Der § 3 der Gebührensatzung über die Gebühren für die Grabnutzung 
und Grabstättenerwerb wird wie folgt neu gefasst: 

 

§ 3  Gebühren für die Grabnutzung und Grabstättenerwerb 
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§ 2 
Der § 4 der Gebührensatzung über die Gebühren für Bestattungen und 

Beisetzungen wird wie folgt neu gefasst: 
 

§ 4 Gebühren für Bestattungen und Beisetzungen  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

§ 3 
Der § 5 der Gebührensatzung über die Gebühren für die Ausgrabung 

von Leichen und Urnen wird wie folgt neu gefasst: 
 

§ 5 Gebühren für die Ausgrabung von Leichen und Urnen 
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§ 4  
Der § 6 der Gebührensatzung über die Gebühren für die Neben-

leistungen Trauerhalle wird wie folgt neu gefasst: 
 

§ 6 Gebühren für die Nebenleistungen Trauerhalle 
 
 

 
 
 
 
 

 
 

§ 5  
Der § 7 der Gebührensatzung über die Gebühren für die Nutzung der 

Trauerhalle wird wie folgt neu gefasst: 
 

§ 7 Gebühren für die Nutzung der Trauerhalle 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

§ 6  
Der § 8 der Gebührensatzung über die Verwaltungsgebühren  

wird wie folgt neu gefasst: 
 

§ 8 Verwaltungsgebühren 
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§ 9 
Inkrafttreten 

 
Diese 6. Änderungssatzung über die Erhebung von Friedhofsgebühren tritt 
am 01. Januar 2016 in Kraft.  
 
 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die 6. Änderungssatzung der Gebührensatzung über die Erhebung von 
Friedhofsgebühren in der Kreisstadt Unna wird hiermit öffentlich bekannt    
gemacht. 
Es wird darauf hingewiesen, dass gem. § 7 Abs. 6 GO NRW eine Verlet-
zung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen dieser    
Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr   
geltend gemacht werden kann, es sei denn, 

 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes An-
zeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
 

b) diese Satzung wurde nicht ordnungsgemäß bekannt gemacht, 
 

c) der Bürgermeister hat den Beschluss vorher beanstandet oder 
 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Kreisstadt vorher 
gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache be-
zeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
 

Unna, 18.12.2015 

 

gez. Werner Kolter 
Bürgermeister 
 

 

Abl.KrStUN 27 – 99 / 28. Dezember 2015 
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100. Bekanntmachung 

 

11. Änderungssatzung vom 18.12.2015 zur Gebührensatzung über die 
Abfallbeseitigung in der Stadt Unna vom 17.12.2004, zuletzt geändert 

durch die 10. Änderungssatzung vom 22.12.2014 
 

Aufgrund der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994  
(GV. NRW. S. 666 / SGV. NRW. 2023), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes zur Beschleunigung der Aufstellung kommunaler Gesamt-
abschlüsse und zur Änderung kommunalrechtlicher Vorschriften vom  
25. Juni 2015 (GV. NRW. S. 496),  der §§ 1, 2, 4, 6, 7 und 10 des  
Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG 
NRW) vom 21. Oktober 1969 (GV. NRW. S. 712 / SGV. NRW. S. 610),  
zuletzt geändert durch Artikel 2 des zweiten Gesetzes zur Änderung des 
Meldegesetzes vom 08. September 2015 (GV. NRW. S. 666) und des § 5 
des Abfallgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (LAbfG NRW) vom 
21. Juni 1988 (GV. NRW. S. 250 / SGV. NRW. 2061), zuletzt geändert 
durch Artikel 11 des Gesetzes zur Änderung des Altlasten-sanierungs- und 
Altlastenaufbereitungsverbandsgesetzes – AAVG und zur Änderung  
wasserverbandlicher Vorschriften vom 21. März 2013 (GV. NRW. S. 148) 
sowie § 22 der Satzung über die Abfallbeseitigung in der Kreisstadt Unna 
vom 19.09.2012 hat der Rat der Kreisstadt Unna in seiner Sitzung am 
17.12.2015 folgende 11. Änderungssatzung zur Gebührensatzung über die 
Abfallbeseitigung in der Stadt Unna vom 17.12.2004 beschlossen. 

 
 

§ 1 
 
Der § 4 (2) der Gebührensatzung über die Abfallbeseitigung wird wie folgt 
neu gefasst: 
 

§ 4 
Gebührenmaßstab und Gebührensatz 

 
(2)  Die Gebühren für die Müllgefäße bzw. -behälter betragen pro Jahr: 
 
für ein Gefäß 
 
- im Restmüll: 

 
a) 80 l bei 14-täglicher Leerung  163,08 € 
b) 80 l bei 4-wöchentlicher Leerung  81,54 € 
c) 120 l bei 14-täglicher Leerung  244,61 € 
d) 120 l bei 4-wöchentlicher Leerung  122,31 € 
e) 240 l bei 14-täglicher Leerung  489,23 € 
f) 240 l bei 4-wöchentlicher Leerung  244,61 € 
g) 1.100 l wöchentlicher Leerung  4.484,58 € 

Bei wöchentlicher mehrmaliger Entsorgung wird 
das entsprechend Vielfache der Gebühr für die  
wöchentliche einmalige Entsorgung erhoben. 

https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=14875&vd_back=N208&sg=0&menu=1
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h) 1.100 l 14-täglicher Leerung  2.242,29 € 
i) 1.100 l 4-wöchentliche Leerung  1.121,14 € 
j) 5.500 l (Mulde) bei 14-täglicher Leerung  11.211,44 € 
k) 7.000 l (Mulde) bei 14-täglicher Leerung  14.269,11 € 
l) je Beistellsack für Restmüll  5,49 € 

 
 

- im Biomüll: 
 

m)   80 l bei 14-täglicher Leerung  74,13 € 
n)  120 l bei 14-täglicher Leerung  111,19 € 
o)   240 l bei 14-täglicher Leerung  222,39 € 
p)   je Beistellsack für Biomüll  2,49 € 

 
q) die Bearbeitungsgebühr Gefäßtausch gem. § 11 Abs. 7 der Satzung über 

die Abfallbeseitigung in der Kreisstadt Unna beträgt 15,50 Euro 
 

Mit dem Erwerb der Beistellsäcke, die ein zusätzliches Instrument der  
Abfallbeseitigung sind, wird die Gebühr für die Abfuhr des mit Restmülls 
bzw. organischen Abfalls gefüllten Papiersackes bezahlt. 

 
 

§ 2 
 
Der § 5 der Gebührensatzung über die Abfallbeseitigung wird wie folgt neu 
gefasst. 

 
§ 5 

Gebührenmaßstab und Gebührensatz Servicehof 

 
Für die Annahme von Baum- und Strauchschnitt, Holz und Restmüll auf 
dem Servicehof werden folgende Gebühren erhoben: 

 
Baum- und Strauchschnitt 

           
 

Holz 
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Sperrmüll 
        

 
 
 
 
 
 
 

Die Anlieferung ist auf maximal 4 m³/Tag beschränkt. 
 
Restmüll je 70 Liter 5,49 € 
Biomüll je 70 Liter 2,49 € 

 
 
§ 3 

 
Inkrafttreten 

 
Die 11. Änderungssatzung der Gebührensatzung über die Abfallbeseitigung 
in der Stadt Unna tritt zum  01. Januar 2016 in Kraft. 
 
 

 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die 11. Änderungssatzung zur Gebührensatzung über die Abfallbeseitigung 
in der Stadt Unna wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Es wird darauf hingewiesen, dass gem. § 7 Abs. 6 GO NRW eine Verlet-
zung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen dieser    
Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr   
geltend gemacht werden kann, es sei denn, 

 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes An-
zeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
 

b) diese Satzung wurde nicht ordnungsgemäß bekannt gemacht, 
 

c) der Bürgermeister hat den Beschluss vorher beanstandet oder 
 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Kreisstadt vorher 
gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache be-
zeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 

Unna, 18.12.2015 

 

gez. Werner Kolter 
Bürgermeister 
 

Abl.KrStUN 27 – 100 / 28. Dezember 2015 
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101. Bekanntmachung 
 

14. Änderungssatzung vom 18.12.2015 zur Satzung über die  
Straßenreinigung und die Erhebung von Straßenreinigungsgebühren 

(Straßenreinigungs- und Gebührensatzung) der Stadt Unna vom 
22.01.2002, zuletzt geändert durch die 13. Änderungssatzung vom 

22.12.2014 
 
 

Aufgrund der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994  
(GV. NRW. S. 666 / SGV. NRW. 2023), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes zur Beschleunigung der Aufstellung kommunaler Gesamt-
abschlüsse und zur Änderung kommunalrechtlicher Vorschriften vom  
25. Juni 2015 (GV. NRW. S. 496), der §§ 1, 2, 4, 6, 7 und 10 des  
Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG 
NRW) vom 21. Oktober 1969 (GV. NRW. S. 712 / SGV. NRW. S. 610),  
zuletzt geändert durch Artikel 2 des zweiten Gesetzes zur Änderung des 
Meldegesetzes vom 08. September 2015 (GV. NRW. S. 666) sowie der    
§§ 1 bis 4 des Gesetzes über die Reinigung öffentlicher Straßen (StrReinG 
NRW) vom 18.12.1975 (GV. NRW. S. 706 / SGV. NRW. 2061), zuletzt  
geändert durch Artikel 9 des Siebten Gesetzes zur Änderung der  
gesetzlichen Befristungen im Zuständigkeitsbereich des Ministeriums für 
Inneres und Kommunales sowie zur Änderung weiterer Gesetze vom 
2. Oktober 2014 (GV. NRW. S. 622), hat der Rat der Kreisstadt Unna in  
seiner Sitzung am 17.12.2015 folgende 14. Änderungssatzung zur Satzung 
über die Straßenreinigung und die Erhebung von Straßenreinigungs- 
gebühren (Straßenreinigungs- und Gebührensatzung) vom 22.01.2002  
beschlossen. 

 
§ 1 

 
Das gemäß § 2 der Satzung über die Straßenreinigung und die Erhebung 
von Straßenreinigungsgebühren (Straßenreinigungs- und Gebühren-
satzung) vom 22.01.2002 als Bestandteil dieser Satzung aufgeführte  
Straßenreinigungsverzeichnis wird wie folgt neu gefasst: 
 
 

 
 

https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=14875&vd_back=N208&sg=0&menu=1
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=14588&vd_back=N622&sg=0&menu=1
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§ 2 

 
Die 14. Änderungssatzung zur Satzung über die Straßenreinigung und die 
Erhebung von Straßenreinigungsgebühren (Straßenreinigungs- und 
Gebührensatzung) der Stadt Unna tritt am 01.01.2016 in Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die 14. Änderungssatzung zur Satzung über die Straßenreinigung und die 
Erhebung von Straßenreinigungsgebühren (Straßenreinigungs- und Gebüh-
rensatzung) der Stadt Unna wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Es wird darauf hingewiesen, dass gem. § 7 Abs. 6 GO NRW eine Verlet-
zung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen dieser    
Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr   
geltend gemacht werden kann, es sei denn, 

 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes An-
zeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
 

b) diese Satzung wurde nicht ordnungsgemäß bekannt gemacht, 
 

c) der Bürgermeister hat den Beschluss vorher beanstandet oder 
 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Kreisstadt vorher 
gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache be-
zeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 

Unna, 18.12.2015 

gez. Werner Kolter 
Bürgermeister 
 
Abl.KrStUN 27 – 101 / 28. Dezember 2015 
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102. Bekanntmachung 

 
15. Änderungssatzung vom 18.12.2015 der Gebührensatzung zur 

Abwassersatzung der Stadt Unna vom 18.12.2001, zuletzt geändert 
durch die 14. Änderungssatzung vom 22.12.2014 

 
Aufgrund der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994  
(GV. NRW. S. 666 / SGV. NRW. 2023), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes zur Beschleunigung der Aufstellung kommunaler Gesamtabschlüs-
se und zur Änderung kommunalrechtlicher Vorschriften vom 25. Juni 2015 
(GV. NRW. S. 496) und der §§ 1, 2, 4, 6, 7 und 10 des Kommunal-
abgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) vom  
21. Oktober 1969 (GV. NRW. S. 712 / SGV. NRW. S. 610), zuletzt geändert 
durch Artikel 2 des Zweiten Gesetzes zur Änderung des Meldegesetzes vom 
08. September 2015 (GV. NRW. S. 666), und des § 65 des Wasser-gesetzes 
für das Land Nordrhein-Westfalen (LWG NRW) vom 25. Juni 1995 (GV. 
NRW. S. 926 / SGV. NRW. S. 77), zuletzt geändert durch das Gesetz zur 
Änderung des Landeswassergesetzes vom 05. März 2013 (GV. NRW.         
S. 133) in Verbindung mit § 22 der Abwassersatzung für das kanalisierte und 
nicht kanalisierte Gebiet der Stadt Unna vom 15.12.1995, zuletzt  
geändert durch die 2. Änderungssatzung vom 05. Oktober 2011, hat der Rat 
der Kreisstadt Unna in seiner Sitzung am 17.12.2015 folgende  
15. Änderungssatzung der Gebührensatzung zur Abwassersatzung vom 
18.12.2001 beschlossen: 

 
 

§ 1 
 
Der § 3 Absatz 4 der Gebührensatzung zur Abwassersatzung wird wie folgt 
gefasst: 
 
Bei der Wassermenge aus privaten Wasserversorgungsanlagen hat der   
Gebührenpflichtige den Mengennachweis durch eine auf seine Kosten ein-
gebauten und ordnungsgemäß funktionierenden Wasserzähler zu führen. 
Den Nachweis über den ordnungsgemäß funktionierenden Wasserzähler  
obliegt dem Gebührenpflichtigen. Ist dem Gebührenpflichtigen der Einbau  
eines solchen Wasserzählers nicht zumutbar, so ist die Gemeinde  
berechtigt, die aus diesen Anlagen zugeführten Wassermengen zu  
schätzen (z. B. auf der Grundlage der durch die wasserrechtliche Erlaubnis  
festgelegten Entnahmemengen, auf der Grundlage der Pumpleistung sowie 
Betriebsstunden der Wasserpumpe, unter Berücksichtigung der  
statistischen Verbräuche im Gemeindegebiet oder unter Berücksichtigung 
der entsprechenden Personenpauschale entsprechend den Regelungen des 
§ 3 Abs. 3 der Satzung). Eine Schätzung erfolgt auch, wenn der  
Wasserzähler nicht ordnungsgemäß funktioniert. 
 
Schmutzwassermengen aus privaten Wasserversorgungsanlagen sind  
bezogen auf das Kalenderjahr durch eine schriftliche Meldung bis zum 28.02. 
des nachfolgenden Jahres durch den Gebührenpflichtigen bei der Gemeinde 

https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=15201&vd_back=N666&sg=0&menu=1
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nachzuweisen. Fällt der 28.02. des nachfolgenden Jahres auf einen Samstag 
oder Sonntag endet die Ausschlussfrist am darauf  
folgenden Montag. Andernfalls wird die Wassermenge geschätzt. 
 
 
 

§ 2 
 
Der § 3 Absatz 5 der Gebührensatzung zur Abwassersatzung wird wie folgt 
gefasst: 
 
Bei der Ermittlung der Schmutzwassermenge werden die auf dem  

Grundstück anderweitig verbrauchten oder zurückgehaltenen Wasser-

mengen (sog. Wasserschwundmengen) abgezogen, die nachweisbar nicht 

dem öffentlichen Kanal zugeführt werden. Der Nachweis der Wasser-

schwundmengen obliegt den Gebührenpflichtigen. Der Gebührenpflichtige ist 

grundsätzlich verpflichtet, den Nachweis durch eine auf seine Kosten einge-

baute, ordnungsgemäß funktionierende und geeignete  

Messeinrichtung zu führen: 

 
Nr. 1: Abwasser-Messeinrichtung 
 
Geeignete Abwasser-Messeinrichtungen sind technische Geräte, die in  
regelmäßigen Abständen kalibriert werden müssen. Die Kalibrierung ist nach 
den Hersteller-Angaben durchzuführen und der Gemeinde nachzuweisen, 
um die ordnungsgemäße Funktion der Abwasser-Messeinrichtung zu doku-
mentieren. Wird dieser Nachweis nicht geführt, findet eine  
Berücksichtigung der Abzugsmengen nicht statt.  
 
Nr. 2: Wasserzähler 
 
Ist die Verwendung einer Abwasser-Messeinrichtung im Einzelfall technisch 
nicht möglich oder dem Gebührenpflichtigen nicht zumutbar, so hat er den 
Nachweis durch einen auf seine Kosten eingebauten, ordnungsgemäß funk-
tionierenden und geeichten Wasserzähler zu führen. Der Wasserzähler muss 
alle 6 Jahre gemäß den §§ 12 bis 14 i. V. m. dem Anhang B Nr. 6.1 der Bun-
des-Eichordnung durch einen neuen, geeichten Wasserzähler ersetzt      
werden. Der Nachweis über die ordnungsgemäße Funktion sowie Eichung 
des Wasserzählers obliegt dem Gebührenpflichtigen. Wird dieser Nachweis 
nicht geführt, findet eine Berücksichtigung der Abzugsmengen nicht statt. 
 
Nr. 3: Nachweis durch nachprüfbare Unterlagen 
 
Ist im Einzelfall auch der Einbau eines Wasserzählers zur Messung der 
Wasserschwundmengen technisch nicht möglich oder dem Gebühren-
pflichtigen nicht zumutbar, so hat der Gebührenpflichtige den Nachweis 
durch nachprüfbare Unterlagen zu führen. Aus diesen Unterlagen muss sich 
insbesondere ergeben, aus welchen nachvollziehbaren Gründen  
Wassermengen der gemeindlichen Abwassereinrichtung nicht zugeleitet 
werden und wie groß diese Wassermengen sind. Die nachprüfbaren  
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Unterlagen müssen geeignet sein, der Gemeinde eine zuverlässige  
Schätzung der auf dem Grundstück zurückgehaltenen Wassermengen zu 
ermöglichen. Sind die nachprüfbaren Unterlagen unschlüssig und / oder nicht 
nachvollziehbar, werden die geltend gemachten Wasserschwundmengen 
nicht anerkannt. Soweit der Gebührenpflichtige durch ein  
spezielles Gutachten bezogen auf seine Wasserschwundmengen den Nach-
weis erbringen will, hat er die gutachterlichen Ermittlungen vom Inhalt, von 
der Vorgehensweise und vom zeitlichen Ablauf vorher mit der  
Gemeinde abzustimmen. Die Kosten für das Gutachten trägt der  
Gebührenpflichtige. 
 
Wasserschwundmengen sind bezogen auf das Kalenderjahr durch einen 
schriftlichen Antrag bis zum 28.02. des nachfolgenden Jahres durch den  
Gebührenpflichtigen bei der Gemeinde geltend zu machen. Nach Ablauf  
dieses Datums findet eine Berücksichtigung der Wasserschwundmengen 
nicht mehr statt (Ausschlussfrist). Fällt der 28.02. des nachfolgenden  
Jahres auf einen Samstag oder Sonntag endet die Ausschlussfrist am  
darauf folgenden Montag. 
 

 

 
§ 3 

 
(1) Der § 3 Absatz 6 der Gebührensatzung zur Abwassersatzung wird wie 

folgt gefasst: 
 

Die Benutzungsgebühr für Schmutzwasser beträgt je Kubikmeter 
 
a) für alle Benutzer der öffentlichen Abwasseranlage mit Ausnahme der  
 unter b) und c) geregelten Fälle 2,73 € 
b) für alle Benutzer der öffentlichen Abwasseranlage, die an den  
   Lippeverband wegen der Abwasserbeseitigung unmittelbar Beiträge  
      Entrichten 1,31 € 
c)   für Benutzer gemäß § 1 Abs. 4 der Satzung 1,43 €. 
 
(2) Der § 4 Absatz 6 der Gebührensatzung zur Abwassersatzung wird wie 

folgt gefasst: 
  
Die Benutzungsgebühr für Niederschlagswasser beträgt je vollen m² an die 
öffentliche Abwasseranlage angeschlossener, befestigter Grundstücks-fläche  
 
a) für alle Benutzer der öffentlichen Abwasseranlage mit Ausnahme der un-

ter b) und c) geregelten Fälle 1,46 € 
b) für alle Benutzer der öffentlichen Abwasseranlage, die an den Lippe-

verband wegen der Abwasserbeseitigung unmittelbar Beiträge  
  entrichten 1,08 € 

c) für Benutzer gemäß § 1 Abs. 4 der Satzung 0,37 €. 
 

(3) Der § 6 Absatz 2 der Gebührensatzung zur Abwassersatzung wird wie 
folgt gefasst: 
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Die Gebühr beträgt je Kubikmeter abgefahrenen Klärschlamm oder ausge-

pumpte / abgefahrene Menge    34,37 €. 
 
 

§ 2 
 

Diese 15. Änderungssatzung tritt am 01.01.2016 in Kraft. 

 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die 15. Änderungssatzung der Gebührensatzung zur Abwassersatzung der  
Stadt Unna wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Es wird darauf hingewiesen, dass gem. § 7 Abs. 6 GO NRW eine Verlet-
zung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen dieser    
Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr   
geltend gemacht werden kann, es sei denn, 

 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes An-
zeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
 

b) diese Satzung wurde nicht ordnungsgemäß bekannt gemacht, 
 

c) der Bürgermeister hat den Beschluss vorher beanstandet oder 
 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Kreisstadt vorher 
gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache be-
zeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
 

Unna, 18.12.2015 

 

gez. Werner Kolter 
Bürgermeister 
 

 

Abl.KrStUN 27 – 102 / 28. Dezember 2015 
 

 
 
 
 
 
 
 

 
 


